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Mitteilungen on die Feudinger Einwohner ous der Arbeit der

Gemeindevertretung, ihrer Ausschüsse und der Gemeindeverwoltung

l6Z. A!«tion Bürgerwille und kommunole Neugliederung

Noch Abschluß des Volksbegehrens ist nun festzustellen, doß die im Londe
Nordrhein-Westfolen erforderlichen 2,4 Millionen Eintrogungen nicht zusom-
mengekommen sind, doß sich ober immerhin 'l ,l68 Feudinger Bürger -dos sind 64,28 0lo ! - in die Lisfen eingetrogen hoben. lnnerholb des
Kreises Wittgenstein wor die Beteiligung 36,36 0lo. Wenn mon dobei
crllerdings die Zohl der Wohlberechtigten um den Anteil, der tsich regel-
rnößig ouch crn den Wohlen nicht beteiligt, reduziert und ferner berück-
sichtigt, doß crm Volksbegehren - im Gegensofz zur Hondhobung bei Brief-
wohlen - olle die nicht teilnehmen durften, die ous Kronkheiis- oder Alters-
gründen dos Eintrogungslokol nicht oufsuchen konnten, donn würde mon zu
wesentlich höheren sehr beeindruckenden Prozentzohlen der Befürworter des
Voll<sbegehrens kommen. ln Feudingen gingen die Eintrogungen quer durch
olle Bevölkerungsschichten, Berufe und Lebensjohre. Besonders hoch er-
schien der Anteil der Jugendlichen.
Wir möchten uns hier für dos rege lnteresse herzlich bedonken. Die stcrrke,
eindeutige Willensbekundung des Feudinger Bürgers dürfte nicht nur für die
Gemeindevertretung Feudingen sehr oufschlußreich sein.
Es sind der Schriftleitung nun crm 5. Mörz 1974 zwei Stellungnohmen der
Gemeindevertreter Heinrich Benfer und Wilhelm Hofius zugegongen, die wir
nochstehend ungekürzt veröffentlichen. Solche Außerungen müssen nichi der
Meinung der Schriftleitung entsprechen. Soweit sich Gemeindeverwoltung
und Schriftleitung hierzu noch zu kurzen Anmerkungen veronloßf sohen, sinil
sie ols Fußnoten wiedergegeben; verontwortlich füi den lnholt der Fußnoten
sind Bürgermeister Monfred Kuhli und stv. Bürgermeister Werner Bönfer.
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Brief des Gemeindevertreters Heinrich Benfer:
,,Liebe Mitbürgerl
Die vom Rot der Gemeinde Feudingen noch nicht beschlossenen Veröffent-
lichungen (Kommunolpolitische Aussogen) zur,,Kommunolen Neugliederung"
und der,,Aktion Bürgerwille" in den Ausgoben Nr. 14 und 15 der ,,Föeriör
Dorfschöoll" veronlossen mich, zu den o. o. Themen ouf diese Weise Stel-
lung zu nehmen. 1)

1) Es wor bisher nicht üblich, doß die Gemeindevertretung über die Veröf-
fentlichungen in ,,De Föerjer Dorfschöoll" von Foll zu Foll beschloß. Sie
hot dozu nur vor Johren einmol den grundsötzlichen Beschluß zur Herous'
gobe dieses Bloties gefoßt.



Worum werden so wichtige politische Enlscheidungen nicht mit dem Ge-
meindeporloment obgestimmt? 2)

Sino solche Aussogen Aufgoben der loufenden Verwoltung?
ln einer Demokrotie sollte mon doch olle Meinungen zu Worte kommen
lossen.3)
Für meine heutige Veröffentlichung liegt die Zusiimmung des Bürgermeisters
vor.

l. Kommunole Neugliederung:

Koum ein Themo der oktuellen lnnenpolitik des Londes Nordrhein-Westfolen
bewegt die Gemüter de'r Menschen mehr ols die Neugliederung der Gemein-
den und Kreise. Johrhunderteolte Gebietsstrukturen sollen veröndert und den
Bedürfnissen der heutigen Gesellschoft ongeglichen werden.
Welcher Sinn verbirgt sich hinter dem Reformgedonken?
Die gemeindliche Gebietsreform verfolgt dos Ziel, ous Gründen des öffent-
lichen Wohls Orgonisotionsformen der kommunolen Selbstverwoltung ouf
örtlicher Ebene iu schoffen, welche die besimögliche Versorgung der Be-
völkerung im Rohmen einer umfossenden Doseinsfürsorge gewöhrleisten.
Dohe;' werden im Rohmen eines Gesetzgebungsverfohrens die vorhondenen
kommunolen Einheiten leweils im Einzelfolle geprüft, ob sie im lnteresse
lhrer Bürger eine Leistungsföhigkeit besitzen, die der tiefgreifenden Verön-
derung der ,politischen, wirtschoftlichen und domii der gewondelten gemeind-
lichen Aufgobenstellung entspricht, und ob bei mongelnden Voroussetzungen
eine Gebietsänderung Verbesserungen erworten lößf.
Diesleschieht mit Hilfe einheitlicher gemeindlicher Neuordnungsmoßs.töbe,
welchä ihre wesentliche Grundloge in den Gutochten der von der Londesre-
gierung eingesetzten Sochverstöndigen-Kommission für kommunole und stoot-
i'iche Neugliäderung des Londes Noidrhein-Westfolen finden. Hiernoch ist die
bestmögliche Versorgung der Bevölkerung nur gesichert, innerholb eines ob-
gestuften und oufeiÄonder bezogenen zentrolörtlichen Gliederungssystems
mit Versorgungsbereichen untersChiedlicher Größe und Funktionen, die ge-
nügend trogföhig sind, um ein breit geföcheries Angebot on öffentlichen
unä privoten Versorgungsleistungen vorzuholten.

z) Die Soche selbsi ist in der Gemeindevertretung om B. Moi 1973 ouf Vor-' 
schlog des Gemeindevertreters Heinrich Benfer .,politisch" einstimmig do-
hin entschieden worden, ,,olle Möglichkeiien zur Erholtung der Selbstön-
digkeit der Gemeinde Feudingen mit den umliegenden Orten zu nutzen"'

s) Meinungsöußerung - ouch über die,,De Föerier Dorfschäoll" -.ist bisher' 
noch niämond verwehrt worden. lm Gegenteil: stv. BÜrgermeisterW. Bönfer
hot dorum bisher vergeblich gebeten. Aufgobe der ,,De Föerier Dorf-
schöoll" selbst ober konn es doih - soweit es um Berichte ous der Ge-
meindevertrefung geht-im ollgemeinen nur sein, im Sinne der-Mehrheit
der Gemeindeve-rtätuno oder i6rer Beschlüsse zu informieren, nicht ober,
sich hlnierher noch einriol mit ollen Auffossungen unterlegener Minderhei-
ten ouseinonderzusetzen. Dos müssen diese Minderheiten im Leserbrief
schon selbst rlun.

lm übrigen sei der Hinweis erloubt, doß die Houptsotzung der Gemeinde
Feudingln die Ausdrücke ,,Rot" und ,,Gemeindeporloment" nicht kennt.
Feudingen hot donoch eine,.Gemeindevertretung".

Weiter sollen die Gemeinden noch Einwohnerzohl und Flöche die Trogföhig-
k.eit für eine eigene houptomtlich hinreichend speziolisierte Verwoltu-ng bä-
siizen u_nd_in der Loge sein, eine Grundousstotfung on bestimmten koi-rmu-
nolen Eindichtungen und Dienstleistungen bereitzuitellen.
Bei einer Gemeinde ols Zentrum unterer Stufe (Typ A) sind in der Regel
mind. 8000 Einwohner erforderlich. ln Ausnohmefälien känn die Zohl kleiier
sein; sie sollfe ober 5000 Einwohner nicht unterschreiten.
Die Fläche der Gemeinde ist so zu bemessen, doß die zentrolen Einrichtun-
gen unler Benutzung öffentlicher verkehrsmitiel in etwo einer holben stunde
zu erreichen sind.
Für die Bildung einer Gemeinde des Typs A ist jedoch nicht ollein die ent-
sprechende Mindesfeinwoh-nerzohl ousschloggeb6nd, es muß primör ein lei-
stungg- oder. entwicklungsföhiges Zentrum värhonden sein, äos in dieser
Funktion ouch von der Bevölkärung onerkonnt und ongenommen wird.
wie sieht es nun um die.Möglichkeiten^der kommunolen Neugriederung imgesomten Roum Siodt und AmJ Locrsphe?
Als Gemeindevertreter hobe ich dle Probleme ous der sichi einer Gemeinde
mit 2500 Einwohnern vor dem Hintergrund eines direkten umlondes mit wei-
teren 2500 Einwohnern, des Restgebietes des Amtes Loosphe mit 5000 Ein-
wohnern,-der siodt Loosphe mii 6000 Einwohnern, und der Möglichkeiten
einer Kreis-Neugliederung mit ollen ihren Zwongspünkten sehr geivissenhoft
überprüff _und bin bei Ab-wögu.ng crller Vor- undl'Jächteile zu del Lösung ge-
longt, im Roum von Stodt uÄd ,A,mi Loosphe eine Großgemeinde zu Uiiaän.
Hierbei wor ouch zu berücksichiigen, doß eine zukünftioe Großoemeinde
noch der ebenfolls vor dem AbschJuß stehenden Kreisrefofm nicht -zu 

einem
Außenseiterdosein gezwungen wird.
Diese Lösung hob_e.ich über Johre hinous bis zum 8.5. 1gz3 verfreten. t)Zum domoligen Zeitpunkt hobe ich gegenüber meiner ursprünorichen Einl
stellung meine Meinung, z, T. unter dem Eindruck einer vorcrngiegongenen
Froktionssit_zung stehenä,_einmol wesentlich geöndert - sier-re pu"nli-e,"Faer-
ier Dorfschöoll, vom 19. 2. 1974 -.lch hobe domols die neuen Möglichkeiten oufgegriffen und sehr qewissen-
hofi den versuch unternommen,-mich mit ihnei iu identifizierLn. leider ist
dieser versuch noch longer,.eingehender Prüfung, der Abwögung vierer soch-
licher .Argumente und in der horten Auseinoidersetzung -mii politischen
F=fnden. und sonstigen sochkundigen Personen gescheite-rt. Dies' bedeutet,
dolJ ich. .in der Froge der_. kommunolen Ne-ugliederung zu meinen ursprüng-
lichen vorstellungen zurückgekehrt bin. Diese Totioche hobe ich i'n där
Sitzung der Gemeindevertretung am 24. 8. 1973 bekonntgegeben.
Mein Antrog, diese Aussoge. in die Niederschrift über die sitzung oufzu-
nehmen, wurde domols ob§elehnt,
Mir ist es zu keiner Zeit gelungen, die Neugliederung im,,Oberen Lohntol,,
isoliert und nur ous der Sicht der Gemeinde FeuäinqeÄ zu betrochten:
lrn..,,Oberen Lohntol" muß mon ous meiner Sicht ouch äen Willen der Be-
völkerung der übrigen Gemeinden mit berücksichtioen. Ein Bürqermeister ous
dem Bonfetol geht do sogor mit seinen Gedonken"noch etwos" weiter.
Gibt es hier keine ubereinstimmung mil der Gemeinde Feudinoen, donn konn
mon noch meiner Beurteilung ous der sicht der Gemeinde Feuäingen nur mit

Meinung hier vor dem 8. Moi .l973 
durchous nicht.
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+) So unveröndert wor d,ie



2500 Einwohnern orgumentieren. ln diesem Folle konn mon donn koum noch
eine Verbindung zu den Grundvoroussetzungen der kommunolen Neugliede-
rung mit der ihr folgenden Funktionsreform herstellen. Folgt mon nun noch
dem Gedonken ,,keine Eingemeindung ohne Mitbestimmung des Bürgers"
ous der Sicht oller Gemeinden, donn ist eine Neugliederung im ,,Oberen
Lcrhntcrl" nur sehr schwer zu veiwirklichen.
Bei der Neugliederung des Roumes von Stodt und Amt Loosphe geht es ous
meiner Sicht doch nicht dorum, dos bestehende Amt Loosphe einfoch in den
Verwoltungsbereich der Stodt Loosphe einzugliedern. Noch meiner Beurtei-
Iung entsteht noch der Neugliederung des Roumes der Stodt und des Amtes
Loosphe eine Großgemeinde mit rd. 15 000 Einwohnern, in die dos bisherige
Amt mit rd. | 0 000.Einwohnern und die 'Stodt Loosphe mit 1rd.6000 Einwohnern
integrieri werden.
ln dieser neuen Großgemeinde werden donn die Kommunolvertreter des ge-
somten Roumes für die porlomentorische Arbeii verontwortlich sein und im
Einzelfolle noch den ihnen gegebenen Möglichkeiten in demokrotischer Ab-
stimmung entscheiden.
Hier ist es iedem wohlberechtigten Bürger möglich, sich im Johre 

.l975 
zur

Wohl zu stellen und für seine Heimot dos Beste zu leisten.
lm Momeni wird für den gesomten Roum porlomentorische Arbeit bereits
im Wosserverbond und Plonungsverbond für Stodt und Amt Loosphe prokti-
zierl.
Durch Weiisicht und gegenseitige Toleronz sollten wir versuchen, dos bis
heute von ollen Porteien im Londtog Nordrhein-Westf olen getrogene Re-
formwerk ouch in unserem Roume zu verwirklichen.
Wie sollen sich Völker im Inieresse einer Verstöndigung für eine bessere
Zukunft einigen, wenn dies in einem Roum von 15000 Einwohnern bei einer
Gebielsreform schon so schwierig ist?

2. Aktion Bürgerwille:

Zu diesem Themo stellt der lnnenminister des Londes Nordrhein-Westfolen
in seiner Stetlungnohme zu den Gesetzentwürfen - betreffend die Ande-
rung der §§ 14 und l6 der Gemeindeordnung NRW - u. o. folgendes fest:

,,Durch dje Formulierung ,der Wille der betroffenen BÜrger muß berÜcksich-
figt werden' entsteht där irrlge Eindruck.,. der Gesetzgeber werde on diesen
dürch eine Abstimmung fest§estellten Wlllen gebunden, Gebietsönderungen
seien olso gegen den Willen-der Bevölkerung nicht mehr möglich.

Eine solche Regelung wöre verfossungsrechtlich und- verfossungspolitisch
nicht holtbor. Däs wissen ouch die Initiätoren der ,,Aktion BÜrgerwille". ln
der Begründung zu dem Gesetzentwurf des Volksbegehrens heißt es hierzu
ousdrücklich:
,Der Gesetzgeber wird durch dos Ergebnis der Volksbefrogung nichi in
seiner Enfscheidung gebunden"

,Der Wille der beiroffenen Bevölkerung ist iedoch im Rohmen der Ermes-
iensousübung des Gesetzgebers zwingend zu berÜcksichfigen.'

ln der offentlichkeit und fost in der gesomten Presse wird durch den Ge-
selzeniwurf wiederum die irrige Auffässung erzeugt, ols binde dos votum
der betroffenen Bevölkerung den Gesetzgeber.

Die ,,Akiion Bürgerwille" tut nichts, um diesen lrrtum oufzuklären'

Es besteht im Gegenteil der Eindruck, doß er bewußt unterstÜtzt wird.
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!lierous wird deutlich, wie richtig es wor, die Volksobstimmung bei Gebiels-
önderu.ngen obzuschoffen, und wie leicht die lnitiotoren einei Volksbegöh-
rens dieses rechtliche lnstrument mißbröuchlich benutzen."
Dos vorgenonnte Zitot hobe ich in der Sitzung der Gemeindevertretung om
14. 2. 1974 wörtlich vorgetrogen. ln der ,,Föerier Dorfschöoll" vom 19.2:1974
werden diese wichtigen Foktoren leider nur ondeutungsweise wiedergege-
geben.
Kritik on ,,Aktion Bürgerwille" von FDP-Froktionschef Hons Koch:
,, ,wornt vor dem Steilmonn-Trick', mit dem die ,,Aktion Bürgerwille" bei
dem Volksbegehren zwei Gesetzentwürfe (Anderung der Gemeindeordnung
und Kommunol-Verbond Ruhr) verquicke. Domit werde der Bürger .ver-
kockeiert", denn er müsse bei dem Volksbegehren die ,,Kröte" Kommunol-
Verbond Ruhr mitschlucken. Diesen J'rick wende Steilmonn nur on, weil er
im Ruhrgebiet nicht genügend Stimmen für den von ihm fovorisierten Kom-
munol-Verbond Ruhr erholte."
Wie steht nun die Vertreiung der Gemeinde Feudingen zur ,,Aktion Bürger-
wille"?
ln der Sitzung der Gemeindevertretung vom 14.2. 1974 wurde der Beitriti
der Gemeinde Feudingen zur ,,Aktion Bürgerwille" Wottenscheid e. V. ous
meiner Sichi ein wenig eigenortig beroten. Von Bürgermeister Kuhli wurde
empfohlen, einen Beschluß in dieser Soche in der o. o. Sitzung nicht zu
fossen. Die Empfehlung wurde ouf Grund vorgetrogener Argumente begrün-
det.
Mein Anirog, die Gemeindevertretung möge donn doch beschließen, der
,,Akiion Bürgerwille" nlcht beizutreten und die Froge nicht weiter zu bero-
ten, wurde bei 4 Gegensfimmen mit 9 Stimmen obgelehnt.
Der Togesordnungspunkt wurde donn nicht weiter behondelt.
Hier hoben die Befürworter der ,,Aktion Bürgerwille" in der Gemeindever-
tretung die hiesige Bevölkerung doch sehr im unkloren gelossen. 5)

Aus meiner Sicht stellt sich bei Berücksichtjgung des inzwischen festgestell-
ten Mißerfolges der ,,Aktion Bürgerwille" die Froge, ob es nicht foirer ge-

5) Dos Befürworten der Aktion Bürgerwille und die Herousgobe der Folgen
14-16 der,,De Föerier Dorfschöoll" woren und sind getrogen von dem
einstimmigen - bis ietzf noch nicht oufgehobenen - Beschluß der Ge-
meindevertretung vom 8. Moi 1973, olle Möglichkeiten zur Erholtung der
Selbstöndigkeit der Gemeinde Feudingen mit den umliegenden Orten
zu nutzen. Dieser Beschluß enthölt zwingende Verpflichtungen für die ver-
ontwortlichen Orgone der Gemeinde. Do ouch in der Aktion Bürgerwille
und in dem Volksbegehren eine solche Möglichkeit zu sehen ist, hielten
wir es für unsere Pflicht, ouch diese zv nulzen. Es erhebt sich hier die
Froge, wesholb Herr Heinrich Benfer bisher die Aufhebung des Beschlusses
vom 8. Moi 

,l973 
nicht beontrogt hoi.

lnteressoni ist in diesem Zusommenhong doch ouch, doß die Gemeinde-
verwoltung in der Gemeindevertretersitzung om 

,l4. 
Februor 1974 von Ge-

meindevertretern noch Ablehnung des Antroges des Herrn Heinrich Benfer
mehrfoch gebeten wurde, in der Bevölkerung ouf dig Aktion Bürgerwille
und die Zeiten der Ausloge der Eintrogungslisten eingehend hinzuweisen.
lmmerhin hoben sich von l3 Mitgliedern der Gemeindevertretung neun in
die Liste des Volksbegehrens eingetrogen.



wesen wöre, dem Feudinger Bürger zu Beginn der ,,Aktion Bürgerwille"
nicht nur olle Vorteile, sondern ouch die Nochteile klor oufzuzeigen. €)

Abschließend dorf ich lhnen versichern, doß ouch ich mich bei den Frcrgen
der kommunolen Neugliederung noch bestem Wissen und Gewissen im Roh-
men meiner Möglichkeiten bemühe, für mein Heimotdorf dos Beste zu er-
reichen. lst mon gleich ein Gegner, wenn mon eine ondere Meinung veririft?
Mon kcrnn doch ouch für Feudingen sein, wenn mon für eine Großgemeinde
in Stodt und'Amt Loosphe eintritt.
lch donke lhnen.

Feudingen, den 26. Februor 
.l974

Heinrich Benfer"

"WILHELM HOFIUS
Mitglied der Gemeindevertretung Feudingen

Feudingen, den 1. Mörz 1974
Wiesenweg 3

Betr ,,Aktion Bürgerwille" - Kommunole Neugliederung

Meine lieben Mitbürgerinnen und Mitbürger!
Dos Volksbegehren der Aktion Bürgerwille e. V., Wottensch.eid, ist, wie Sie
olle wissen, vorbei. Die Bürger unserer Gemeinde Feudingen ,hoben sich,durch
die Gemeindeverwoltung dozu nochdrücklich oufgerufen, recht zcrhlreich in
die ous Wottenscheid kommenden Lisien für 'dos Volksbegehren eingetrogen.
lch hobe dos nicht geton, sehe mich nunmehr ollerding! veronloßt, meine
Gedonken zur gemeindlichen Neuordnung äer heimischen Bevölkerung ein-
mol dorzulegen.
lch donke dem Herrn Bürgermeister, doß er mir Gelegenheit gibt, meine
Holtung in dieser Ausgobe ,,De Föerier Dorfschöoll" zu erlöutern.

Meine Holtung wird im wesentlichen von zwei Einsichten und Erkenntnissen
bestimmt:

l. Es ist dos erklörie Ziel der Londesregierung und der Froktionen des
Londtoges, die kommunole Neugliederung bis zum 3l . 12..1974 abzu-
schließän. Noch den Moßstöben, die Regierung und Londtog fÜr die
Neuordnung seizen, ist ouszuschließen, doß Feudingen mit den Ge-
meinden däs oberen Lohntoles eine selbständige Gemeinde werden
wird.

e) In Nr. 15 der,,De Föerier Dorfschöoll" Seite 8 sind wir ouch dorouf gonz'klor eingegong"n. lm'Anschluß doron ist dort gesogt, doß mon, selbst
wenn diä Grtinäe der Gegner des Volksbqgehrens zutröfen und die Akti:n
zu nichts führe, doch nicht Übersehen dÜrfe, doß
I. wir noch dem 26. Februor oufgrund des größeren Querschnitts zumin-

dest ein wesentlich zuverlössigires, wertvolleres Ergebnis in Feudingen
vorliegen hötten, ols es eine BÜrgerversommlung erbringen könne.

2. bei leeren Eintrogungslisten in DÜsseldorf der Eindruck entslehen werde,
mon sei im gonzän fonde mit der beobsichtigten Neugliederung einver-
stonden,
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2. Bei einer gerechten Abwögung oller Vor- und Nochteile müßte dos
lnteresse der Gemeinden des oberen Lohntoles in ihrer spezifischen
Situotion eher dorouf gerichtet sein, sich mit den Gemeinden des Am-
tes Loosphe und der Stodt Loosphe zusommenzuschließen, ols eine
eigene Gemeinde zu bilden.

ln den nöchsten. Togen erworten wir den offiziellen Vorschlog der Londes-
regierung zur kommunolen Neugliederung des Roumes Souärlond / Poder-
born. Die Londesregierung wird mit Sicheiheit die Bildung einer o'us den
Gemeinden des Amtes Loosphe und der Siodt Loosphe bestehenden Ein-
heiisgemeinde vorschlogen und begründen. lch bin dovon überzeugt, doß
sich meine erste These ouch im weiteren Verlouf des Neuordnungwe,rfoh-
rens bestötigen wird. Diese Gewißheit fordert mich herous, der Feudinger
Bürgerschoft zu..dienen, indem ich den Boden für dos in dieser Einheitsge-
meinde erst recht unerlößliche bürgerschoftliche Zusommenleben berelte--
olso keine entgegengesetzte Emoiionen steuere - und mich mii ollen Ge-
meinden des Amtes und der Stodt Loosphe on einen Tisch setze, um dos für
Feudingen zu erreichen, wos sich in einer verhorrenden Obstruktion nichf
erreichen löß1.

Zum zweiten meine ich, doß die kommunole Neugliederung ouch im Zusom-
menhong mit der Funktionolreform zu sehen isl. Funktionolreform bedeu-
tet, doß Aufgoben höherer lnstonzen ouf die Gemeinden übertrogen wer-
den. Dofür müssen die Gemeinden durch die Neugliederung erst trogföhiger
gemocht werden. Eine Gemeinde Feudingen wöre zu schwoch, um die leizi-gen und künftigen Aufgoben optimol zu erfüllen. Zwei Verwoltungen'sind
teurer ols eine Verwoltung. lch denke in diesem Zusommenhong ouch on
die Ergebnisse der Funktionolreform in Rheinlond-Pfolz: Dort sind Gemein-
den mit mehr ols l0 000 Einwohnern privilegiert, Bougenehmigungen für
Wohnhöuser bis zu vier Geschossen zu erteilen! ?) Die Hebung der Verwol-
tungsl<roft ist nur ein Anliegen der Gebietsreform. Dos ondeie wird durch
die Feststellung bestimmt, doß Einrichtungen der Doseinsvorsorge für einen
röumlich zu eng begrenzten Bereich nicht oder nur in unwirlschofilicher
Weise- geschoffen werdenJ<önnen (Gutochten A über die Neugliederung der
Gemeinden in löndlichen Zonen, Seite 9).

Dofür isi Feudingen ein typisches Beispiel. Die Gemeindevertretung hoi die
Abwossergebühr ouf 'l 

,80 DM / cbm fesisetzen müssen. Die Gemeinde ist
verpflichtet, die Kosten der Abwosserbeseitigung voll durch Gebühren zu
decken. Die volle Kostendeckung ist, wie die Gemeindever+retung weiß, erst
bei einer Abwossergebühr von 3,00 DM f cbm zu erzielen. Die Gemeindever-
tretung wird nicht umhin können, die Abwossergebühr im nöchsten Johr
nochmols betröchtlich zu erhöhen. Dos Houshcrltsdefizit der Gemeinde wird
noch meiner lnformofion 1974 im Verwoltungshousholt voroussichilich weit
über 300000,- DM betrogen. Soweit die Ausgoben unvermeidbor sind, wird
dos Lond den Fehlbetrog obdecken müssen. Es wird ober nichi für die Ein-
ncrhmeousfölle in den Gebührenhousholien oufkommen. Ehe dos Lond ein-
tritt, muß die Gemeinde olle eigenen Einnohme.quellen ousgeschöpft hoben.
Die Gemeinden des Amtes Loosphe und die Stodt Loosphe sind dobei, die
Wosserversorgung sicherzustellen. Die lnvestititionen und Belostungen sind
in dem Feudinger Roum om größten und der Wosserverbrouch pro Kopf om

;) Eine solche Regelung ist in NRW ober koum zu erworten. Ubrigens liegt
die Funktionolreform hier bisher ouch gor nicht vor. Sie hötte richtiger-
weise der Gebietsreform vorousgehen müssen!



geringsten. Der höhere Wosserverbrouch in Lsosphe höngt insbesondere mit
den (urbetrieben zusommen. Wir nehmen olso gern hin, doß ein ertrögli'
cher Wosserpreis für uns nur zustondekommen konn, weil der Wosserver-
bond Stodt und Ami Loosphe insbesondere von der Stodt Loosphe mitge-
trogen wird. Wie wird es ober sein, wenn wir selbstöndig sind? Auch die
ML;llobfuhrgebühren sind in Feudingen wesentlich höher ols in Loosphe. An
diesen drei Beispielen beweist sich, doß Einrichtungen der Doseinsvorsorge
für einen röumlich zu eng begrenzten Bereich in der Tot nur in unwirtschoff-
licher Weise geschoffen-werden können.

Mon konn die Entwicklung ouch so sehen: Die Gemeinde Feudingen wird
ihre Selbstöndigkeit, sowei+ sie ols omtsorlgehörige Gemeinde überhoupi
eine hotte, nichi verlieren; sie wird mii den Gemeinden des Amtes und der
Stodt Loosphe in einer Einheiisgemeinde eine neue Selbständigkeit gewin-
nen. ln dieier Gemeinde ist dos ietzige Loosphe in der Minderheit; die Bür-
ger in Loosphe werden durch höhere Gebühren unsere Losten mittrogen
müssen. Dorum ist es verstöndlich, doß es ouch in Loosphe, wie ich ous der
Iefzten gemeinsomen Houptousschußsitzung von Stodt und Amt Loosphe
wohl berichten dorf, ohne die Veriroulichkeif solcher Sitzungen zu ver-
letzen, eine gewisse Stimmung für eine Zweierlösung gibt. Aber in dem Be-
streben, sich mit ollen Gemeinden des Amtes zusommenzufinden und mit
ihnen schon ietzt dos gemeinsome Beste zu suchen - ouch dos ist die Er-
kenntnis vieler gemeinsomer Sitzungen - lößt sich ouch die Stodt Loosphe
von der Uberzeugung leiten, doß uns die Zukunft nur die Großgemeinde
Stodt und Amf Loosphe bescheren konn.

Würden zwei Gemeinden gebildet, hötte die.Stodf Loosphe ols vom Lond
Nordrhein-Westfolen begünstigter Entwicklungsschwerpunkl und mit demAn-
gebot niedrig.erer Gebühren einen Wettbewerbsvorteil, der sich m. E. nur
nochteilig für Feudingen ouswirken konn.

Der Aufruf der Gemeindeverwoltung zum Volksbegehren in Nr. i6 ,,De Föer-
ier Dorfschöoll" schloß mit dem Zitot, es gehöre Mut dozu, den Steinen zu
predigen, die einem gelegenflich um die Ohren fliegen können. lch meine,
doß der Mut der kleinen Minderheit im Gemeinderot gehört, die dos Schiff-
lein Feudingen gegen den großen Strom ouf dos rechte. Ufer bringen will.

Zum Schluß meiner ,Ausführungen erlouben ,Sie m:ilbitie noch die Bemerkung,
dcrß ich ,,Feudinger" bin und immer bleiben werde, ouch in einer Großge-
mei.nde Stodt und Amt Loosphe, und nie die Absicht hotte - wie mon hier
und do behouptet -, ich wolle Feudingen on Loosphe ,,verkoufen", sondern
doß meine kommunolpolitische Tötigkeit ouch weiterhin dorouf ousgerichtel
sein wird, meiner Feudinger Heimot und meinen Mitbürgern noch bestern
Wissen und Gewissen zu dienen.

lhr

Wilhelm Hofius"


